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Mit dem Gesetzesentwurf sollen die Industriechemikalien Distickstoffmonoxid 

(Lachgas), Gamma-Butyrolacton (GBL), und 1,4-Butandiol (BDO) zum Schutz 

der Gesundheit der Bevölkerung in eine neue Anlage zum Neue-psychoaktive-

Stoffe-Gesetz (NpSG) aufgenommen werden.  

 

Lachgas wird zunehmend missbräuchlich zu Rauschzwecken verwendet. Dabei 

ist der Konsum mit erheblichen gesundheitlichen Risiken verbunden. GBL und 

BDO werden wie Lachgas zu Rauschzwecken missbraucht. Unter die Verwen-

dung zu Rauschzwecken fällt dabei sowohl die bewusste Selbstberauschung als 

auch die Verabreichung an Dritte, um die Rauschwirkung zur Begehung von 

Straftaten, insbesondere solchen gegen die sexuelle Selbstbestimmung, auszu-

nutzen (K. O.-Tropfen).   

 

Um die Verwendung von Lachgas, GBL und BDO zu Rauschzwecken einzu-

dämmen, sieht der Referentenentwurf vor, dass Lachgas und Zubereitungen 

dieses Stoffes, jeweils in einem Behälter mit einer Füllmenge von mehr als acht 

Gramm, sowie GBL und BDO als Reinstoff und Zubereitungen dieser Stoffe mit 

einem Gehalt von jeweils mehr als 20 Prozent GBL und BDO zukünftig dem 

entsprechend erweiterten Umgangsverbot des § 3 NpSG unterfallen.  

 

Zum Schutz von Kindern und Jugendlichen und zur Eindämmung der omniprä-

senten Verfügbarkeit von Lachgas, GBL und BDO sieht der Referentenent-

wurf– bei Lachgas unabhängig von Verpackungsgröße und bei GBL/BDO in 

Bezug auf den Reinstoff oder Zubereitungen mit mehr als 20 Prozent Gehalt 

dieser Stoffe - zusätzlich ein Abgabe-, Erwerbs- und Besitzverbot an bzw. für 

Minderjährige sowie ein Verbot zur Abgabe über Automaten und über den Ver-

sandhandel an Endverbraucher vor.  

 

Von den Verboten ausgenommen bleiben weiterhin nach dem jeweiligen Stand 

von Wissenschaft und Technik anerkannte Verwendungen zu gewerblichen, in-

dustriellen oder wissenschaftlichen Zwecken sowie die Verwendung als 
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Arzneimittel. Das Gleiche gilt ferner in Bezug auf Kinder und Jugendliche sowie 

auf die Abgabe über Automaten und über den Versandhandel, wenn die Ex-

traktion des jeweiligen Stoffes nur unter unverhältnismäßigem Aufwand mög-

lich ist (z.B. Fertigsprühsahne).  

 

Auf diese Weise wird der Eigenschaft dieser Stoffe als technisch nicht ersetz-

bare Massenchemikalien angemessen Rechnung getragen und es werden nur 

die Darreichungsformen, Konzentrationen bzw. Vertriebswege von den Be-

schränkungen erfasst, die im Hinblick auf die missbräuchliche Verwendung be-

sonders gefahrgeneigt sind.  

 

Hinweis:  

Nach einem Beschluss der Bundesregierung sollen zur Erhöhung der Transpa-

renz Verbändestellungnahmen zu Gesetzgebungsverfahren im Internet veröf-

fentlicht werden. Daher bitte ich Sie, Ihre Stellungnahme möglichst frei von 

personenbezogenen Daten abzugeben oder personenbezogene Daten zu 

schwärzen. Darüber hinaus bitten wir Sie, ausschließlich Stellungnahmen als 

barrierefreie PDF-Dateien einzusenden. Sollten Sie mit einer Veröffentlichung 

nicht einverstanden sein, können Sie bei der Übermittlung der Stellungnahme 

deren Veröffentlichung widersprechen. In diesem Fall wird bei der Veröffentli-

chung vermerkt, dass Sie eine Stellungnahme eingereicht haben. 

 

Sofern Sie zu dem Entwurf eine Stellungnahme abgeben möchten, bitte ich 

diese bis zum 

 

18. Juni 2025 

 

elektronisch an das Referatspostfach 122@bmg.bund.de zu senden. 

 

Liegt uns bis zu diesem Zeitpunkt keine Stellungnahme vor, möchte ich von Ih-

rem Einverständnis ausgehen. 
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Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

gez. Annette Clauß 

Referatsleitung 122 
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